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Kurzportraits der Kandidaten Nathalie Arthaud, 

François Asselineau, Jacques Cheminade, Nicolas 

Dupont-Aignan, Jean Lassalle, Philippe Poutou 
(05. April 2017)  

Laut aktueller Umfragen werden am 23. April im ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen über 90% der Wähler für 

François Fillon, Benoît Hamon, Marine Le Pen, Emmanuel Macron oder Jean-Luc Mélenchon stimmen. Knapp 10% 

möchten einen Kandidaten einer Splitterpartei oder Wahlbewegung unterstützen. Bei der am 4. April von BFM TV und 

CNews ausgestrahlten TV-Debatte hatten die Außenseiter erstmals Gelegenheit, sich vor einem großen Publikum ge-

meinsam mit den in den Umfragen führenden Bewerbern zu präsentieren. 

Nathalie Arthaud (*1970), Kandidatin der Partei Lutte Ouvrière (LO), ist Lehrerin für Wirtschaft und Management und 

unterrichtet auch während ihres Wahlkampfs in einem Lycée nahe bei Paris. LO beruft sich auf die Ideen Leo Trotzkis 

und sieht die Arbeiterklasse in einer zentralen gesellschaftlichen Rolle, Nur deren Ausbeutung ermögliche Firmen und 

Aktionären immer größere Gewinne. Deshalb fordert Arthaud ein Kündigungsverbot und die Umverteilung der Arbeit auf 

alle Arbeitnehmer ohne Lohnverluste für die Beschäftigten. Zusätzlich sollen die Angestellten die Kontrolle über ihre 

Unternehmen bekommen, um zu gewährleisten, dass Unternehmensentscheidungen nicht gegen das Wohl der Beschäf-

tigten getroffen werden. Um allen Bürgern ein würdiges Dasein zu gewährleisten, sollen Gehälter generell um 300 € 

bzw. Gehälter und Renten auf mindestens 1.800 € netto angehoben werden. 

François Asselineau (*1957), Kandidat der Partei Union populaire républicaine (UPR), ist Absolvent einer Elitehoch-

schule für Betriebswirtschaftslehre und Unternehmensführung sowie der Elitehochschule für Verwaltung (ENA). Seit 

1985 war er in verschiedenen Behörden und in Ministerien konservativer Regierungen als Finanzinspektor tätig. Seine 

zentralen Anliegen sind der Ausstritt Frankreichs aus der Europäischen Union (EU) und der NATO, die Wiedereinführung 

einer nationalen Währung ohne Rücksprache mit der EU, die Renationalisierung der wichtigsten französischen Wirt-

schaftsunternehmen und die Einführung von Referenden um dem Willen der Bürger Gehör zu verschaffen. 

Jacques Cheminade (*1941), Kandidat der Partei Solidarité et progrès (S&P), hat einen Abschluss in Jura und ist eben-

falls Absolvent einer Elitehochschule für Betriebswirtschaftslehre und Unternehmensführung und der ENA. Von 1969-

1981 war er als Beamter für wirtschaftliche Außenbeziehungen im Wirtschaftsministerium tätig, seitdem engagiert er 

sich ausschließlich politisch. Er beruft sich dabei auf die Ansichten des amerikanischen Politaktivisten Lyndon LaRou-

che, einige Ex-Mitglieder und Beobachter bezeichnen Cheminades Bewegung als Politsekte. Neben dem französischen 

Austritt aus der EU und der NATO propagiert er u.a. die Aufspaltung des Bankensektors in Geschäfts- und in Invest-

mentbanken, den Bau vier schwimmender Städte in den DOM-TOM als Experiment zur Intensivierung der maritimen 

Wirtschaft und ein globales 500-Mrd.-Dollar-Programm zur Erforschung und Eroberung des Weltraums. 

Nicolas Dupont-Aignan (*1961), ist Kandidat der 2007 von ihm gegründeten Partei Debout la France (DLF), hat Poli-

tik- und Wirtschaftswissenschaften und Jura studiert und ist ebenfalls Absolvent der ENA. 1989-1995 war er in der 

Zivilverwaltung und in Ministerien tätig, seit 1995 ist er Bürgermeister der Stadt Yerres und seit 1997 Mitglied der As-

semblée Nationale, bis 2007 für verschiedene Rechtsparteien, ab 2007 für DLF. Er sieht sich in der Tradition Charles de 

Gaulles und fordert, dass die EU durch eine Gemeinschaft autonomer Staaten ersetzt wird, die Freizügigkeit der Arbeit-

nehmer und das Schengen-Abkommen sofort ausgesetzt werden und Frankreich seine monetäre Unabhängigkeit wie-

der erlangen muss, um ein souveräner Staat sein zu können. Um die nationale Wirtschaft zu fördern, soll die öffentliche 

Hand ihren Bedarf zu 75% aus heimischer Produktion decken, ausschließlich in Frankreich produzierte Waren ein „Label 

Tricolore“ erhalten und eine Steuer auf Importe erhoben werden, die nicht gemäß französischer Sozial-, Sanitär- und 

Umweltnormen produziert wurden. Durch massive Steuererleichterungen für Unternehmen sollen 1 Mill. Arbeitsplätze 

neu entstehen, die durch Delokalisierung verloren gegangen sind. Dupont-Aignan inszeniert sich als „saubere“ 

Alternative zu François Fillon und Marine Le Pen; er erreicht in aktuellen Umfragen mit 3-5% einen Wähleranteil, der 

Fillon zum Erreichen der Stichwahl fehlen könnte. 

Jean Lassalle (*1955), Kandidat der Bewegung „Résistons !“, ist Agrartechniker, seit 1977 Jahren Bürgermeister einer 

Gemeinde mit 162 Einwohnern in den westlichen Pyrenäen und seit 2002 Mitglied der Assemblée Nationale. Als Ziele 

seiner Kandidatur nennt er, den ländlichen Raum zu stärken, große Unternehmen teilweise zu verstaatlichen, die EU in 

ein Europa der Nationen umzuwandeln und einen obligatorischen Zivil- oder Militärdienst für Jugendlichen einzuführen, 

um den sozialen Zusammenhalt zu stärken. Massiv fördern möchte er erneuerbare Energien, die die Atomenergie 

ersetzen und die Unabhängigkeit von Erdöl-exportierenden Ländern gewährleisten sollen.  

Philippe Poutou (*1967), Kandidat der Nouveau Parti anticapitaliste (NPA), hat die Schule ohne Abschluss verlassen 

und arbeitet auch während des Wahlkampfs als Mechaniker im Ford-Werk nahe Bordeaux. Die NPA bezeichnet sich als 

eine antikapitalistische, marxistische, antirassistische, ökologische und feministische Partei. Sie strebt einen revolutio-

nären Wandel der Gesellschaft und das Ende der Marktwirtschaft an. Wichtige Ziele Poutous sind die Einführung einer 

32-Stunden- bzw. einer vier-Tage-Woche bei vollem Lohnausgleich. Ähnlich wie Nathalie Arthaud verlangt er Stellen-

streichungen und Kündigungen grundsätzlich zu verbieten. Dadurch und durch die Verkürzung der Arbeitszeit könne 

Vollbeschäftigung erreicht werden. Den Mindestlohn möchte er auf 1.700 € netto anheben, alle Gehälter um 300 €, 

außerdem sollen unter seiner Präsidentschaft 1 Mill. neuer Stellen im Öffentlichen Dienst geschaffen werden. 
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